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1. Kapitel:  Einführung 

§ 1  Notwendigkeit der Managementkontrolle 

Die mangelnde Managementüberwachung durch die Anteilseigner bei Kapital-
gesellschaften beschrieb Adam Smith bereits 1776: 
 

“The directors of such companies,1 however, being the managers rather 
of other people’s money than of their own, it cannot well be expected, that 
they should watch over it with the same anxious vigilance with wich the 
partners in a private copartnery frequently watch over their own… Negli-
gence and profusion, therefore, must always prevail, more or less, in the 
management of the affairs of such a company.”2

 
Diese Beobachtung griffen die beiden Amerikaner Berle und Means 1932 mit 
ihrer grundlegenden Hypothese von der Trennung von Eigentum und Leitungs-
macht der Unternehmung (divorce of ownership and control) auf.3 Ihr Aus-
gangspunkt war die Beobachtung eines Wandels in der Unternehmenskultur, 
weg von personalistisch geführten Kleinunternehmen, hin zu modernen kapita-
listisch organisierten Großunternehmen, die von einem spezialisierten und pro-
fessionalisierten Management geführt werden.4 Aus ihrer Hypothese zogen Ber-
le/Means zwei Schlüsse: Zum einem, dass die Managementüberwachung durch 
die Anteilseigner bei großen kapitalistisch organisierten Gesellschaften mit einer 
zunehmenden Anzahl von Anteilseignern versagt,5 und zum anderen, dass es in-
folge der mangelnden Überwachung des Managements zu Divergenzen zwi-
schen den Interessen des Managements und denen der Anteilseigner kommt.6  
 

 
1  Gemeint sind „joint-stock companies”. 
2  Adam Smith, An Inquiry into the Nature and Cause of the Wealth of Nations, S. 741. In 

ähnlicher Weise beschrieb von Jhering 1893 die Problematik im deutschen Recht: „So-
lange das eigene Interesse am Steuerruder des  Rechts sitzt, gibt es sich selber nicht 
preis; sowie aber das Steuerruder fremden Händen anvertraut wird, ist diese Garantie, 
welche das eigene Interesse gewährt hinweggefallen, und die Gefahr heraufbeschworen, 
dass der Steuermann den Kurs dahin richte, wohin sein Interesse, nicht das fremde es 
wünschenswert macht. Die Stellung des Verwalters schließt eine große Versuchung in 
sich.“, Zweck im Recht, S. 221. 

3  Berle/Means, The Modern Corporation and Private Property, S. 5 und 112 ff.; vgl. zum 
deutschen Recht Pross, Manager und Aktionäre, S. 102 ff. und S. 122 ff. 

4  In dieser Arbeit werden die Begriffe Management und Unternehmensleitung synonym 
verwendet. Zum Begriff des Managements Abeltshauser, Leitungshaftung, S. 21 ff. 

5  Berle/Means, The Modern Corporation and Private Property, S. 66 ff. 
6  Berle/Means, The Modern Corporation and Private Property, S. 114. 


